
Nachschlagewerk: ja 
BGHZ:____________ nein

RVO § 1542
Auch die Kinderzuschüsse, die ein Versicherungsträger den 
Stiefkindern des Versicherten (§ 1262 Abs. 2 Nr. 2 RVO) 
gewährt, sind dem Schadensersatzanspruch des Arbeiter­
rentenversicherten wegen Minderung seiner Erwerbsfähig­
keit kongruent.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 209/73 URTEIL

in dem Rechtsstreit

Verkündet am
13. Februar 1975

J u s t iz o b e r s e k r e tä r in  
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

1« des Dekorateurs Wolfgang S

2. der und sicherungs-AG.,AHfc, AlflHIfcstraße^BÜ,
vertreten durch den Vorstand, ebenda,

Beklagten und Revisionskläger,

- Prozeßbevollmächtigtei Rechtsanwälte Prof.Dr.Dr
Prof.Dr.

und

g e g e n

die Landesversicherungsanstalt D9H H H R  KMjjl̂ llee ® ,
gesetzlich vertreten durch die Geschäftsführung, 
diese vertreten durch den Ersten Direktor Dr. ebenda,

Klägerin und Revisionsbeklagte,



Der VI. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 13. Februar 1975 
durch den Vorsitzenden Richter Dr« Weber und die Richter 
Prof«Dr«NÜBgens, Dunz, Scheffen und Dr. Kulimann

für R e c h t  erkannt:

Die Revision der Beklagten gegen das Urteil 
des 3. Zivilsenats des Oberlandesgerichts Köln 
vom 28. August 1973 wird zurückgewiesen.

Die Kosten der Revision fallen den Beklagten 
zur Last.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Bernd GflIP (im folgenden: G.), der bei der 
klagenden Landesversicherungsanstalt versichert war, wurde 
im Mai 1967 als Insasse des vom Erstbeklagten gesteuerten 
Pkw schwer verletzt. Der Zweitbeklagte ist der Haftpflicht­
versicherer des Erstbeklagten. Daß die Beklagten für die 
Unfallfolgen haften, ist unstreitig.Infolgedessen hat der 
Zweitbeklagte der Klägerin die Aufwendungen, die sie für 
G. an Erwerbsunfähigkeitsrente und an Beiträgen zur 
Rentenkrankenversicherung aufbringen mußte, stets er­
stattet. Die Parteien streiten Jetzt darüber, ob die 
Beklagten der Klägerin auch die Kinderzuschüsse er­
statten muß, die diese G. seit seiner Verheiratung vom
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14. Januar 1970 für die beiden von seiner Ehefrau in 
die Ehe mitgebrachten und in seinen Haushalt aufge­
nommenen Stiefkinder nach § 1262 Abs. 2 Nr. 2 RVO zahlt.

Die Klägerin hat für die Jahre 1970 und 1971 
Zahlung von 4.020 DM und ferner die Feststellung be­
gehrt, daß die Beklagten als Gesamtschuldner verpflich­
tet seien, ihr ab 1.1.1972 und künftig die Aufwendungen 
zu ersetzen, die sie G. für die beiden Kinder zu zahlen 
hat.

Die Beklagten lehnen die Erstattung der Kinder­
zuschüsse ab, weil G. ein Anspruch aus § 1262 RVO jeden­
falls im Zeitpunkt des Unfalles nicht zugestanden habe, 
also auch nicht auf die Klägerin nach § 1542 RVO über­
gegangen sein könne. Zudem stehe der Geltendmachung ein 
zwischen G. und den Beklagten vor Zahlung der Kinderzu­
schüsse geschlossenerVergleich entgegen, wodurch G. hin­
sichtlich seiner nicht übergegangenen Ansprüche abge­
funden worden sei.

Das Landgericht hat die Klage abgewiesen. Das 
Oberlandesgericht hat ihr stattgegeben.

Mit der Revision bitten die Beklagten um Wiederher­
stellung des Urteils des Landgerichts.

Ent sehe idungs gründe
A.

Die Revision ist zulässig, da die Erwachsenheits­
grenze mindestens 25.160,40 DM beträgt. Der nach §§ 3,9 
ZPO zu berechnende Erwachsenheitswert der Feststellungs­
klage muß der steigenden Tendenz der als Kinderzuschuß 
gezahlten Renten (hier von jährlich etwa 10 %) Rechnung
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tragen. Daher muß auch bei Begrenzung unter dem 12 1/2-fachen 
Jahresbetrag, wenn - wie im Streifall - die Höhe der 
Renten nur für die ersten drei Jahre der insgesamt in Be­
tracht kommenden zwölf bzw. sieben Jahre bekannt ist, 
für den gesamten Zeitraum entweder ein Mittelwert er­
rechnet oder auf die bereits angefallenen Renten ein 
zu schätzender Pauschalbetrag zugeschlagen werden. Hier 
rechtfertigt es sich deshalb als für die Schätzung 
maßgebenden Mittelwert die seit Juli 1973 gezahlte 
Rente von Je 111,50 DM zugrundezulegen. Infolgedessen 
ergeben sich für das eine Kind 10.146,50 DM (91 Monate 
k 111,50 DM) und für das andere Kind 16.279 DM (146 Mo­
nate k 111,50 DM). Unter Berücksichtigung des für Pest­
stellungsklagen üblichen Abschlags von 20 % ergeben 
sich somit 25.160,40 DM als Erwachsenheitssumme.

B.

I. Das Berufungsgericht bejaht den gesetzlichen 
Forderungsübergang nach § 1542 RVO für die von der Klä­
gerin bezahlten und noch zu zahlenden Kinderzuschüsse. 
Die Gleichartigkeit der Ansprüche von G. gegen die Klä­
gerin auf Zahlung des KinderZuschusses und gegen die 
Beklagten wegen Beeinträchtigung seiner Erwerbsfähigkeit 
beruhe darauf, daß beide dem Ausgleich eines Erwerbs­
schadens dienten, d.h. den entfallenen Lohn ersetzen 
sollen.

Die Revision verkennt nicht, daß der nach § 1262 
Abs. 1 Nr. 2 RVO zu zahlende Kinderzuschuß nur ein un­
selbständiger Bestandteil der aus der Arbeiterrenten­
versicherung des G. gezahlten Rente wegen Erwerbsun-
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fähigkeit ist. Der Anspruch auf Kinderzuschuß steht dem 
Versicherten und nicht dem Kind zu, für das der Zuschuß 
gewährt wird (vgl. BSG 10, 131» 1335 19, 241, 242; Brack­
mann, Handbuch der Sozialversicherung Bd, III 704 k IV 
bis 1; Gesamtkommentar RVO § 1262 Anm, 1; vgl, auch zum 
Kindergeld das Senatsurt. v, 2. Juni 1961 - VI ZR 159/60 « 
VersR 1961, 709). Ist der Kinderzuschuß aber Bestandteil 
der wegen Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit zu zahlenden 
Rente, so ist damit die Gleichartigkeit (Kongruenz) im 
Sinne von § 1542 RVO mit dem vom Beklagten gemäß §§ 823, 
842, 843 BGB zu ersetzenden Schaden wegen unfallbedingter 
Erwerbsunfähigkeit aus den vom Berufungsgericht darge­
legten Gründen zu bejahen. Zutreffend weist nämlich das 
Berufungsgericht darauf hin, daß nicht, wie die Beklag­
ten dies getan haben, zu fragen ist, ob G, den Stief­
kindern gegenüber unterhaltspflichtig ist und einen An­
spruch gegen die Beklagten auf Deckung des Bedarfs sei­
ner Stiefkinder hat. Denn Gegenstand seines im Unfall­
zeitpunkt übergangsfähigen Ersatzanspruchs ist nicht 
eine bestimmte, im Unfallzeitpunkt zu erbringende Unter- 
haltsleistung, sondern schlechthin sein Rentenanspruch 
wegen Minderung der Erwerbsfähigkeit durch Verletzung 
seiner Gesundheit (§ 843 Abs. 1 BGB). Wäre er aber er­
werbsfähig und erwerbstätig geblieben, so hätte er aus 
seinem Verdienst nicht nur sich und seine Ehefrau, son­
dern - wenn auch ohne rechtlich dazu verpflichtet zu sein - 
auch deren Kinder unterhalten können. Entgegen der Meinung 
der Revision spielt es keine Rolle, wie der Verletzte 
über seinen Erwerb verfügt. Es würde mit Sinn und Zweck 
des § 1542 RVO nicht vereinbar sein, wollte man die über­
gangsfähige Schadensgruppe wErwerbsschadenM ( §§ 842,
843 BGB)noch weiter unterteilen (vgl. Wussow Unfallhaft­
pflichtrecht, 11. Aufl., TZ 1485, 1461} Senatsurteil v.
20. März 1973 - VI ZR 19/72 - VersR 1973, 566).
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Es kommt somit nur darauf an, ob auch noch 
der seit 1970 vom Sozialversicherungsträger geleistete 
Kinderzuschuß der Höhe nach vom Erwerbsschaden gedeckt 
ist, was vom Berufungsgericht (als unstreitig) festge­
stellt wird, da G. einen Verdienstausfall von etwa 1,000 DM 
monatlich habe, während die ihm bezahlte Rente ein­
schließlich des Kinderzuschusses weniger ausmache,

II, Das Berufungsgericht meint ferner, der An­
spruch der Klägerin auf Erstattung der KinderZuschüsse 
sei durch den zwischen G, und den Beklagten geschlosse­
nen Abfindungsvergleich nicht berührt worden. Es könne 
dahingestellt bleiben, ob dieser Vergleich damals über­
haupt auch den Kinderzuschuß mitumfaßt habe; jedenfalls 
sei auch im Streitfall der Rechtsübergang schon im Zeit­
punkt des schadenstiftenden Ereignisses eingetreten, 
weil mit der Möglichkeit derartiger, bereits gesetzlich 
geregelter zukünftiger Leistungen des Sozialversicherungs­
trägers zu rechnen gewesen sei. Die Beklagten müßten sich, 
da sie jedenfalls im Zeitpunkt des Vergleichsabschlusses 
gewußt hätten, daß der Geschädigte sozialversichert war, 
ihre Kenntnis des gesetzlichen Forderungsüberganges ent­
gegenhalten lassen.

Dem ist beizupflichten.

1. Nach § 1542 RVO gehen Schadensersatzansprüche, 
die dem Versicherten gegen den Schädiger zustehen, inso­
weit auf den Sozialversicherungsträger über, als er ihm 
nach dem Gesetz Leistungen zu gewähren hat. Dieser Über­
gang vollzieht sich dem Grunde nach bereits im Augenblick
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der Entstehung des Anspruchs, hier also im Zeitpunkt 
des Unfalls, der die Ersatzpflicht der Beklagten aus- 
gelöst hat (s.BGHZ 19, 177, 178, 48, 181, 184). Diesen 
Forderungsübergang muß der Schädiger (und sein Haft­
pflichtversicherer) auch dann gegen sich gelten lassen, 
wenn er mit dem Geschädigten einen Abfindungsvergleich 
geschlossen hat. Denn ein solcher ist, insoweit der Ge­
schädigte wegen des Forderungsübergangs nicht mehr über 
die Forderung verfügen kann (vgl. Seitz, Ersatzansprüche 
der SVT 2. Aufl. S. 106 ma/.Nachw.), dem Sozialversicherungs­
träger gegenüber unwirksam.

2.Nun muß allerdings der SozialVersicherer nach den 
§§ 412, 407 Abs. 1 BGB den mit G. als Nicht-Gläubiger 
geschlossenen Vergleich dann gegen sich gelten lassen, 
wenn der Schädiger keine Kenntnis vom gesetzlichen 
Forderungsübergang hatte. Nach ständiger Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshofes hat aber der Schädiger schon 
dann Kenntnis vom Forderungsübergang, wenn er gewußt hat, 
daß der Geschädigte in einem Beschäftigungsverhältnis 
stand, oder wenn ihm tatsächliche Umstände bekannt ge­
wesen sind, die eine Sozialversicherungspflicht begrün­
den, weil er alsdann damit rechnen mußte, daß ein Ver­
sicherungsträger für den Schadensfall Leistungen zu 
erbringen hat (BGHZ 19, 1775 Senatsurt. v. 27* Februar 
1962 - VIZR 260/60 « VersR 1962, 515).

Darüber, daß hier für G. ein Sozialversicherungs­
träger einstehen mußte «Und einstand, hatten die Beklagten 
aber keinen Zweifel. Die entscheidungserhebliche Frage 
geht somit dahin, ob Kenntnis des Schädigers auch dann 
anzunehmen ist, wenn im Zeitpunkt des Vergleichsab-
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Schlusses die Voraussetzungen für bestimmte Leistungen 
des Sozialversicherungsträgers noch nicht Vorlagen.

a) Selbstverständlich handelt es sich nicht nur 
darum, daß der Schädiger die Höhe der jeweiligen Renten­
leistungen des Sozialversicherungsträgers nicht gekannt 
hatte. Ein Schädiger, der mit dem Geschädigten einen 
Abfindungsvergleich geschlossen hat, kann sich auf § 407 
BGB nicht schon deshalb berufen, weil sich inzwischen 
infolge Erhöhung der Sozialrenten die Grenze zwischen 
dem übergegangenen Schadensteil und dem dem Geschädig­
ten verbliebenen Restanspruch verschoben hat (so schon 
BGHZ 19» 177, 182). Das gilt nach ständiger Rechtsprechung 
auch dann, wenn durch eine Änderung der gesetzlichen Be­
stimmungen (nicht einer Systemänderung des Gesetzes - vgl. 
Senatsurt. v. 11. Januar 1966 aaO) diese Grenze verscho­
ben worden ist (vgl. Senatsurt. v. 12. Juli I960 - VI ZR 
122/59 - VersR I960, 830).

b) Hier liegt nicht einmal eine solche veränderte Kon­
kretisierung des sich dem Grunde nach bereits im Unfall­
zeitpunkt vollzogenen Rechtsüberganges vor, denn die ge­
setzliche Bestimmung zur Zahlung des KinderZuschusses
war zur Zeit des Vergleichsabschlusses längst in Kraft. 
Vielmehr war darüber zu befinden, ob auch voraussehbar 
war, daß in der Person des geschädigten G. nach Abschluß 
des Abfindungsvergleiches die Voraussetzringen eintreten 
würden, wonach ihm die Klägerin auch noch einen Kinder­
zuschuß zu zahlen hatte. Wie schon BGHZ 48, 181, 185 aus­
führt, rechtfertigt der von der Reichsversicherungsordnung 
bezweckte Schutz der Versieherungsträger einen Anspruchs­
übergang, falls es um künftige Leistungen der Versicherungs-
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träger geht, auch dann, wenn diese "in Betracht kommen 
können". Soweit dabei die tatsächlichen Umstände (Art 
der Verletzung; Zukunftsfolgen) von Bedeutung sind, ge­
nügt jedoch eine weit entfernte Möglichkeit des Ein­
tritts solcher Tatsachen, aufgrund deren Versicherungs­
leistungen zu erbringen sein werden. Die Entstehung solcher 
Leistungspflichten darf lediglich nicht völlig imwahr­
scheinlich, also geradezu ausgeschlossen erscheinen.

Dies ist hier ersichtlich nicht der Fall. Vielmehr 
mußten die Beklagten von vorneherein die Möglichkeit in 
Betracht ziehen, daß G. durch Änderung seiner tatsäch­
lichen Familienverhältnisse die Voraussetzungen schuf, 
unter denen der Anspruch auf Zahlung von Kinderzuschuß 
nach § 1262 RVO entstand. Die Gründung einer Familie 
mit eigenen Kindern oder mit Aufnahme fremder Kinder 
(sei es Stiefkinder, Adoptivkinder und dergl.) lag 
durchaus im Bereich der Möglichkeit und war alles andere 
als "völlig unwahrscheinlich" oder "sogar ausgeschlossen", 
zumal G. beim Unfall erst 22 Jahre alt war. Gerade 
der dem in § 1542 RVO angeordneten Forderungsübergang 
zugrundeliegende Schutzzweck, den Versicherungsträger 
weitgehend zu entlasten, erfordert es hier, der Klägerin



den Rückerstattungsanspruch derartiger Rentenzahlungen 
zu gewähren.

Dr. Weber Nüßgens Dunz

Seheffen Dr. Kullmann
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